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Frei und sÄkular?
Arabischer FrÄhling im islamischen WÄrgegriff 

Leo Igwe (Daily Times, Nigeria) berichtet unter dem Titel "Arabischer Fr�hling im islamischen W�rgegriff" �ber 
ein Manifest f�r ein freies und s�kul�res Nordafrika und einen ebenso freien und s�kularen Nahen Osten. Unter 
anderem unterzeichneten Menschenrechtler wie Mina Ahadi, Nawal El Sadaawi, Marieme Helie Lucas, Hameeda 
Hussein, Ayesha Imam, Maryam Jamil, Maryam Namazie, Taslima Nasrin, Farida Shaheed, Fatou Sow und Stasa 
Zajovic.

Das Manifest stellt klar, dass S�kularit�t die Mindestvoraussetzung f�r einen freien Nahen Osten ist und 
f�r die Gew�hrleistung der Rechte von Frauen und ihrer Gleichberechtigung. Religion – verbunden mit 
Politik – wird gew�hnlich benutzt, Frauen zu unterdr�cken. Religion wird zu oft missbraucht, Menschen-
rechte mit ihr zu �bertrumpfen.

Dieses Manifest ist eine Antwort auf die Entwicklungen in dieser Region. Man hat die Sorge, dass der arabische
Fr�hling von Parteien mit islamische Absichten �bernommen wird und von Politikern, die die Sharia in ihren 
Staaten etablieren wollen. Es gibt klare Hinweise daf�r, dass die islamische Karte gespielt wird, um an die Macht 
zu kommen. Der s�kulare Impuls des arabischen Fr�hlings wird missbraucht zur Etablierung einer islamischen 
Revolution. Viele Parteien und Politiker versuchen, mit dem Versprechen von mehr Islam Wahlen zu gewinnen.

So wurden viele S�kulare, Feministen und Menschenrechtsk�mpfer schockiert durch Mustapha Abdul Jalil, den 
Leiter des nationalen �bergangsrates in Libyen, der sogleich nach den Tode Qadhafis ank�ndigte, dass die Sharia 
die Basis eines "freien" Libyen werden soll. Alle Gesetze, die nicht mit den Lehren des Islam �bereinstimmen, 
sollten ersetzt werden. Ausdr�cklich sprach Jalil hierbei von bisherigen Gesetz gegen Polygamie.

In Tunesien – wo alles begann – hat die st�rkste islamische Partei des Landes in der ersten Wahl des arabischen 
Fr�hlings 90 von 217 Sitze im nationalen Parlament errungen. Zwar versprach Rachid Ghannouchi, der Parteif�h-
rer, dass die Rechte aller Tunesier von der neuen Regierung gesch�tzt w�rden. Doch ist die Furcht vorhanden, die 
Partei k�nne ihre Position nutzen, die liberalen Errungenschaften des Landes zur�ck zu dr�ngen.

"Wir werden" so wird Ghannouchi zitiert, "die Revolution fortsetzen f�r ein freies, unabh�ngiges, sich entwi-
ckelndes und bl�hendes Tunesien. Gott, der Prophet, Frauen, M�nner, die Religi�sen und die Nichtreligi�sen sind 
gesichert, denn Tunesien ist f�r jeden."

Gott an erster Stelle? Leo Igwe versucht zu verstehen, was Ghannouchi damit meint. Gott ist kein Mensch und der 
Prophet vor einigen Jahrhunderten gestorben. So ist diese Aussage ein klares Signal vom geplanten verst�rkten re-
ligi�sen Einfluss speziell des Islam auf die Politik des Landes. Dies ist auch ein klare Signal f�r die kommenden 
Auseinandersetzungen mit allen Freunden von Freiheit, Demokratie und Menschenrechten.

Ebenso erwartet die islamische Partei in �gypten den Sieg, wenn die Wahlen im Land abgehalten werden. 
Durchweg ist das Spektrum des politischen Islam und seine Opposition zu universellen Menschenrechten in 
Nordafrika und im Nahen Osten bereit, den arabischen Fr�hling abzuw�rgen.

Daher die Notwendigkeit dieses Manifestes. Menschenrechtsk�mpfer fordern
1. Vollst�ndige Trennung von Religion und Staat
2. Aufhebung religi�ser Gesetze im Familien-, Zivil- und Strafrecht
3. Trennung von Religion und Schulsystem
4. Freiheit der Religion oder des Atheismus nach individueller �berzeugung
5. Verbot sexueller Trennung (von M�nnern und Frauen) und vorgeschriebener Verschleierung (von Frauen)

Politiker sollten diese Ideale von Freiheit, S�kularit�t, Demokratie und Menschenrechte durchsetzen. Dies sind die 
Werte, f�r die die Leute gek�mpft haben und f�r die sie gestorben sind. Dies sind die Werte aus dem Herzen des 
arabischen Fr�hlings.

Gerade die Entwicklung in Nigeria, woher aktuell erneut Angriffe radikaler Mohameddaner berichtet werden, 
zeigt die Wichtigkeit dieser geforderten Punkte. Allerdings hat dieser Apell, den jeder Humanist bef�rworten 
kann, nur die Wirkung des mahnenden Wortes der Vernunft. Dennoch kann diese Initiative moderate Kr�fte in 
Nordafrika und im nahen Osten unterst�tzen und ihnen moralischen R�ckhalt geben.

Stefan Wolff ist Professor f�r Internationale Sicherheit an der Universit�t von Birmingham. In seinem Interview 
mit qantara.de spricht er �ber Herausforderungen und M�glichkeiten nach Ende der Diktatur Qadhafis in Libyen. 
Voller Optimismus glaubt er, dass die Chancen gut w�ren, dass das Land erstmals den Weg in eine demokratische 
und prosperierende Zukunft beschreitet. Von den Ressourcen des Landes her gesehen ist in der Tat eine optimisti-
sche Sicht m�glich, denn Libyens Anteil an der weltweiten Gas- und �lproduktion betr�gt 2 % und die Gewinne 
br�uchten lediglich 6.000.000 Einwohnern zugute zu kommen.
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Nach dem Tod des Diktators k�ndigte der �bergangsrat innerhalb von 30 Tagen die Bildung einer neuen Regie-
rung an. Bis Juni 2012 soll eine verfassunggebende Versammlung gew�hlt werden. "Das libysche Volk erwartet 
ein demokratisches politisches System, das sich auf Pluralismus gr�ndet, auf den Respekt gegen�ber den Rechten 
von Frauen, der Jugend und der Minderheiten. Auch erwartet die Bev�lkerung, dass der �bergang zu diesem Sys-
tem auf friedlichem Wege erreicht wird." kommentiert dies UN-Generalsekret�r Ban-Ki-moon zuversichtlich.

Doch selbst Professor Wolff beschleichen Zweifel an dem glatten Ablauf. Der B�rgerkrieg kostete offenbar meh-
reren Zehntausend Menschen das Leben. Die Versuchung nach Rache f�r mehr als 40 Jahre Diktatur wird nicht 
einfach einzud�mmen sein. So wird ein Erfolg der libyschen Revolution von verschiedenen Faktoren abh�ngen.

Weiter k�mpfende kleinere oder auch gr��ere Banden von Qadhafi-Anh�ngern werden vermutlich keine milit�ri-
sche Gefahr f�r den �bergangsrat darstellen, m�gen aber den �bergangsprozess unterbrechen und verz�gern. Um 
auch die symbolische Au�enwirkung dieser Attacken zu begrenzen muss der �bergangsrat daran interessiert sein, 
Recht und Gesetz in Libyen durchzusetzen. Erste Ma�nahme muss das Einsammeln der Waffen sein und die Ein-
ordnung der bisherigen K�mpfer entweder wieder in das Zivilleben oder in regul�re Sicherheitskr�fte. Es besteht 
die Gefahr, dass Fraktionen innerhalb des �bergangsrates ihre bewaffneten Kr�fte als Miliz behalten und ihre 
Meinungsverschiedenheiten im �bergangsrat damit gewaltsam austragen.

Nach dem Tod Qadhafis erwartet die Zivilbev�lkerung die schnelle R�ckkehr zur Normalit�t, verbunden mit einer 
wirtschaftlichen Erholung und erkennbaren Fortschritten bei der Einf�hrung demokratischer Verh�ltnisse. F�r je-
den aufmerksamen Demokraten kann die z�gerliche Entwicklung im Nachbarland �gypten da nur warnend vor 
Augen stehen. 

Diese Erwartungen nicht zu entt�uschen und den selbst gegebenen Zeitplan einzuhalten ist ebenso wichtig wie 
schwierig, denn da es Libyen ebenso wie den Nachbarl�ndern an demokratischer Erfahrung mangelt, m�ssen viele 
Komponenten eines demokratischen Staates neu etabliert werden. Ein Blick zum Nachbar Tunesien, der Vorreiter 
der Revolution war, mag da hilfreich sein. Zu diesen neu zu schaffenden Institutionen geh�rt ein funktionierendes 
Rechtssystem, politische Parteien, eine freie Presse aber eben auch als Basis zu dem allen die politische Kultur, 
sich in einem demokratischem System �berhaupt bewegen zu wollen. Politische Parteien und ihre W�hler haben 
also auch zu lernen, dass man sich mit der Rolle der Opposition ganz selbstverst�ndlich zu arrangieren hat.

Nur internationale Hilfe hat den Rebellen erm�glicht, Qadhafis Diktatur abzusch�tteln. Offensichtlich erwartet der 
�bergangsrat auch f�r die weitere Entwicklung internationale Hilfe, die die Gratwanderung zwischen Unterst�t-
zung der demokratischen Entwicklung und empfundener Aufzwingung eines Systems von au�en zu absolvieren 
hat.

Auch wenn Libyen international Beistand – auch finanziell – geleistet wird, ist es doch prim�r Aufgabe der Libyer 
selbst, die Probleme der Entwaffnung der K�mpfer, die Wahlen und die Ausarbeitung einer Verfassung zu l�sen. 
Wirtschaftlich h�tte das Land aufgrund seiner relativ geringen Bev�lkerung und seines Energiereichtums das Po-
tential, ein demokratisches Modell f�r den "arabischen Fr�hling" zu werden.

Hier wird es also zum Schwur kommen, ob es einem islamisch gepr�gtem Land m�glich ist, nach dem Ende einer 
Diktatur zu demokratischen Strukturen zu kommen. Wirtschaftlich sind die Voraussetzungen sogar g�nstiger als 
in den Nachbarl�ndern Tunesien und �gypten. Dennoch hat es in Tunesien unter eben weniger g�nstigen wirt-
schaftlichen Gegebenheiten bereits allgemeine und offensichtlich demokratische Wahlen gegeben. Die Libyer 
sind also gefordert, es ihren westlichen Nachbarn zumindest gleich zu tun.

E. Ahrens am 10. November 2011 auf wissenbloggt.de


